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Falscher Schmuck
basel/roggenburg. Am vergangenen Freitag 
fielen einer Patrouille der Schweizer Grenzwa-
che im Lützeltal zwei ausländische Fahrzeuge 
auf. Bei der anschliessenden Zollkontrolle ent-
deckten die Grenzbeamten in diversen Verste-
cken falschen Goldschmuck. Sie stellten über 
370 Ringe und 70 Halsketten sicher. 

kleine sensation. Erstmals seit 200 Jahren ist 
in der Birs wieder ein Biber gesichtet worden. 
Das Tier soll unterhalb des Kraftwerks Birsfel-
den, beim Birsköpfli und auf der Höhe der Rei-
nacher Heide, vorbeigeschwommen sein. Die 
Verantwortlichen des Naturprojekts «Hallo Bi-
ber» sind hell begeistert. > seite 23

Der Biber ist da
zahl des tages

Millionen 
Franken würde 
ein «ÖV-Lift» 

direkt ins Bruderholzspital 
kosten. > Seite 24
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nachrichten

Brand bei Tiefkühltruhe 
ausgebrochen
Pratteln. Der Wohnungsbrand 
von Montagnachmittag in einem 
Mehrfamilienhaus an der 
Rheinstrasse in Pratteln (BaZ von 
gestern) dürfte eine technische Ur-
sache haben, wie die Baselbieter 
Polizei mitteilt. Aufgrund des Brand-
spurenbilds und der Russablage-
rungen geht die Polizei davon aus, 
dass der Brand in der Küche der 
Wohnung bei einem Tiefkühlgerät 
ausgebrochen ist. 

Einfamilienhaus nach 
Brand unbewohnbar
reinach. Bei einem Brand ist ges-
tern in Reinach ein Einfamilienhaus 
stark beschädigt worden. Verletzt 
wurde laut der Baselbieter Polizei 
niemand. Ein Nachbar hatte nach	
9 Uhr bemerkt, dass Rauch aus 
dem Dachstock dringt und die Feu-
erwehr alarmiert. Diese hatte das 
Feuer rasch unter Kontrolle. Im 
Haus hatte sich während des 
Brandausbruchs niemand befun-
den, wie die Polizei mitteilte. Der 
Dachraum brannte teilweise aus. 
Gemäss ersten Erkenntnissen der 
Polizei gibt es keine Anzeichen für 
Brandstiftung; im Vordergrund stehe 
eine technische Ursache. Das Haus 
sei nicht mehr bewohnbar. SDA

Hersberg soll neue 
Gemeinderäte wählen
hersberg. Fast ein Jahr lang hat 
Erich Straumann als vom Kanton 
bevollmächtigter Gemeinderats-
statthalter Hersberg regiert. Das soll 
sich bald ändern. Am 7. Juni findet 
laut Regierung die Ergänzungswahl 
für den Gemeinderat statt. Gemäss 
Straumann interessierten sich zwei 
Personen mit intakten Wahlchancen 
für die vakanten Sitze.

Beschwerde 
gegen Bausparen
Liestal. Marc Joset sucht Kläger

peter walthard

Zum wiederholten Mal verlängert der 
Regierungsrat die Steuervergünsti-
gungen für Bausparer – obwohl diese 
seit 2005 dem Bundesrecht widerspre-
chen. Nun will SP-Landrat Marc Joset 
rechtliche Schritte einleiten. 

Die steuerliche Übergangslösung für 
Bausparer soll weitergelten, bis das Volk 
endgültig über die beiden Volksinitiativen 
entschieden hat, die FDP-Nationalrat Hans 
Rudolf Gysin und der Schweizerische 
Hauseigentümerverband unabhängig ein-
gereicht haben. «Ein Unterbruch bis zum 
definitiven Entscheid auf Bundesebene 
würde die Sparziele der betreffenden Per-
sonen stark beeinträchtigen», begründet 
Benjamin Pidoux von der kantonalen 
Steuerverwaltung den Entscheid. 

Für SP-Landrat Marc Joset ist dies ein 
Skandal. Denn das Bausparen verstosse 
gegen das Steuerharmonisierungsgesetz 
des Bundes – und sei damit seit 2005 ille-
gal. Er will nun eine Verwaltungsbe-
schwerde in Gang bringen. Doch dies ist in 
diesem Fall nicht so einfach: Erst braucht 
es einen Kläger. Laut Pidoux kann das nur 
jemand sein, der selbst einen entsprechen-
den Abzug machen kann – und sich gegen 
die eigenen Steuervorteile wehrt. Joset 
hofft jedoch auf Mithilfe vom Mieterver-
band. «Grundsätzlich könnte ein Mieter 
klagen, weil die Praxis gegen die Rechts-
gleichheit verstösst», sagt Joset, der das 
weitere Vorgehen nun genauer abklären 
will. «Ich bin nicht gegen das Bausparen, 
aber der Kanton muss sich an die Gesetze 
halten», begründet er seinen Widerstand. 

Dorfpolizist bangt um seine Zukunft
Sicherheitsdirektion will Verhältnis zwischen Kantons- und Gemeindepolizei überdenken

peter de marchi

Gemeinden, in denen noch 
der eigene Polizist auf Pat-
rouille geht, befürchten, der 
Kanton strebe eine Einheits-
polizei an. Der Kanton be-
schwichtigt: Nur die Auf
gabenteilung soll offen dis-
kutiert werden.

Gipfeltreffen in Muttenz: 
In der Mittenza kommen Ende 
Mai die Spitzen der Sicher-
heitsdirektion und Vertreter 
aller 86 Baselbieter Gemein-
den zu einer Tagung zusam-
men. «Polizeiliche Aufgaben-
verteilung zwischen den Ge-
meinden und dem Kanton  
heute und morgen» – so lautet 
das Thema, über das einen 
ganzen Tag lang diskutiert 
wird, moderiert vom Schwyzer 
Kommunikationsprofi Iwan 
Rickenbacher. Kanton und  
Gemeinden sollen unvorein
genommen darüber reden  
können, ob die über 30 Jahre 
alte Aufgabenteilung zwischen 
Gemeinde- und Kantonspolizei 
noch zeitgemäss ist, sagt Ste-
phan Mathis, Generalsekretär 
der Sicherheitsdirektion. 

Fixfertiges Konzept. In den 
Gemeinden mit eigener Polizei 
aber glaubt man zu wissen, wo 
der Hase im Pfeffer liegt: Die 
Sicherheitsdirektion wolle nur 
noch eine – kantonale – Polizei, 
sagt Reinachs Gemeindepräsi-
dent Urs Hintermann. Die Ge-
meinden sollen die Leistungen 
der Polizei dann beim Kanton 
einkaufen. 

Hintermann befürchtet, 
dass Regierungsrätin Sabine 
Pegoraro den Gemeindevertre-
tern ein fixfertiges Konzept  
unter die Nase reiben wird. Ein 
Verdacht, der zusätzlich ge-
nährt wird durch die Aussage 
von Polizeikommandant Daniel 
Blumer, der Kanton wolle künf-
tig auch auf den Gemeinde-
strassen die Tempokontrollen 
durchführen (die BaZ berich-
tete). Diese Aussage führte in 
den Gemeinden zu einem Auf-
schrei der Empörung.

Sowohl Claudio Botti, Ge-
meindepräsident von Birsfel-
den, wie auch Anton Lauber, 
Gemeindepräsident von All-
schwil, und Charles Simon, Ge-
meindepräsident von Binnin-

gen, teilen die Einschätzung 
ihres Reinacher Kollegen. Der 
Kanton sei bereits vor etwa drei 
Jahren mit dieser Idee an die 
Gemeinden herangetreten, 
ruft Lauber in Erinnerung. Der 
Kanton dränge schon lange in 
diese Richtung, bestätigt Si-
mon diese Aussage. Und Botti 
erinnert daran, dass Polizei-
kommandant Daniel Blumer 
bei der Berner Polizei war, be-
vor er nach Liestal kam.

Berner Modell. Im Kanton 
Bern gehört der Dorfpolizist 
tatsächlich schon bald der  
Vergangenheit an. Mit einem 
überwältigenden Mehr haben 
die Berner Stimmbürger im 
März 2007 dem Projekt «Police 
Bern» zugestimmt. Spätestens 
2011 wird es nur noch ein kan-
tonales Polizeikorps geben, bei 
dem Städte und Dörfer die 
Leistungen einkaufen.

Die Idee einer Einheitspoli-
zei liegt also nicht völlig quer 

in der Landschaft. In Oberwil 
wird das Berner Modell im 
Kleinen gar schon praktiziert. 
Oberwil hat schon seit einigen 
Jahren keinen Dorfpolizisten 
mehr und kauft die Leistungen 
beim Kanton ein. Das System 
habe sich bewährt, sagt Ge-
meindepräsidentin Lotti Sto-
kar, die Leistungsvereinbarung 
mit der Kantonspolizei sei An-
fang Jahr verlängert worden. 
«Das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
stimmt.» 

Stephan Mathis entkräftet 
die Befürchtungen aus Rei-
nach, Binningen, Allschwil 
und Birsfelden. Die Sicherheits
direktion suche einfach das 
Gespräch. «Wir werden die  
Gemeinden nicht mit einem 
Modell konfrontieren, das um-
gesetzt werden soll.» Beide 
Seiten sollen ihre Vorstellun-
gen einbringen können; Stär-
ken und Schwächen des heuti-
gen Systems sollen genau an-
geschaut und kritisch hinter-

fragt werden. Mögliche Folge-
rungen aus der Tagung seien 
heute völlig offen. Da die Auf-
gabenteilung zwischen Ge-
meinden und Kanton gesetz-
lich geregelt ist, könne eine 
Änderung ohnehin nur durch 
den Landrat und das Volk be-
schlossen werden, sagt Mathis 
weiter.

Selbstverständlich würden 
auch Sabine Pegoraro und Da-
niel Blumer ihre Vorstellungen 
präsentieren. Wie diese ausse-
hen, darüber legt Mathis aber 
den Mantel des Schweigens.

Offene diskussion. Diegtens 
Gemeindepräsidentin Myrtha 
Stohler, Präsidentin des Ver-
bandes Basellandschaftlicher 
Gemeinden, wie auch dessen 
Geschäftsführer Ueli Kräuchi, 
bestätigen die Aussage von 
Mathis. Aus der Sicherheits
direktion sei ihnen versichert 
worden, dass den Gemeinden 
kein Konzept verkauft werden 

soll. Vor- und Nachteile der 
heutigen Lösung sollen offen 
diskutiert werden.

Hintermann, Lauber, Si-
mon und Botti ihrerseits sehen 
nur Vorteile in der heutigen Lö-
sung und möchten keinesfalls 
auf die Dorfpolizei verzichten. 
Reinach habe seine Polizei in 
den letzten Jahren stark ausge-
baut, habe eigene Radargeräte 
gekauft. «Das können wir doch 
nicht einfach aufgeben», sagt 
Hintermann. Alle vier betonen 
sie, wie wichtig die Nähe der 
Gemeindepolizisten zur Be
völkerung sei. 

Auch Lotti Stokar sagt, die 
Vereinbarung mit Liestal habe 
sich vor allem dank dem guten 
Verhältnis und dem regelmäs
sigen Kontakt mit der Posten-
chefin in Oberwil bewährt.  
Anton Lauber spitzt die Proble-
matik leicht zu: «Was nützt uns 
der Kantonspolizist im Dorf, 
wenn er als Sicherheitskraft ins 
Joggeli abgezogen wird?» 

Umstritten. Reinach gehört zu den Gemeinden, die ihre eigene Polizei behalten wollen.  Foto Margrit Müller

Was genau steckt im Auhafen-Untergrund?
Muttenz. Im Auboden gab es früher eine Industriemüllgrube, doch heute wird sie überbaut

Martin Matter

Eine vor rund 25 Jahren als gefähr-
lich eingestufte Altlast im Auhafen 
gab vielleicht Schadstoffspuren an 
nahe Hardwasser-Brunnen ab. Ge-
mäss heutigen amtlichen Erhebun-
gen aber ist diese Altlast nicht ge-
fährlich und darf bebaut werden.

Scharf beobachteter Auhafen: 
Eine noch unveröffentlichte Studie 
nennt erstmals neben der Feld
rebengrube den Muttenzer Auhafen 
als wahrscheinliche Verschmutzungs-
quelle für das Grundwasser in der 
Hard (BaZ vom 6. Mai). In der Tat ist  
laut der Studie aktenkundig, dass bei 
einigen Bauvorhaben der Neunziger-
jahre im Auhafen teilweise hohe Kon-
zentrationen von Kohlenwasserstof-

fen im Untergrund festgestellt wur-
den; in zwei Fällen wurde auch das 
Grundwasser deutlich mit Kohlen-
wasserstoffen verschmutzt.

Das ist das eine. Das andere sind 
die Hinweise auf eine alte Deponie im 
Auboden. Die Studie weist auf sie hin, 
verfügt aber über keine näheren An-
gaben dazu. Jetzt hat das Forum be-
sorgter TrinkwasserkonsumentInnen 
das alte Katasterblatt zu dieser Depo-
nie aus den Achtzigerjahren ausge-
graben und veröffentlicht. Daraus 
geht hervor, dass es hier eine Gruben-
deponie gab, die ein Volumen zwi-
schen 200 und 5000 Kubikmetern 
hatte und von 1950 bis 1960 beschickt 
wurde. Inhalt: «Industrieabfälle, Öl-

schlämme, Aushub». Im damaligen 
Katasterblatt des Baselbieter Amtes 
für Umweltschutz und Energie (AUE) 
wird der Gefährdungsgrad dieser Alt-
last so eingeschätzt: «nach Lage gross, 
nach Inhalt gefährlich». 

Ganz nahe. Die nächsten Grundwas-
serfassungen der Hardwasser AG lie-
gen gerade mal 80 Meter entfernt. Das 
Forum weist in einer Mitteilung da
rauf hin, dass die am nächsten ge
legenen Grundwasser-Messstellen 
und Trinkwasserbrunnen bei bisheri-
gen Untersuchungen am stärksten un-
ter anderem mit Tetrachlorethen, Tri-
chlorethen, chlorierten Butadienen 
und Dichlorbenzol belastet waren.

AUE-Chef Alberto Isenburg winkt 
ab: Die damalige Erhebung, auch 
beim Auboden, sei noch nicht nach 
den Kriterien der späteren Altlasten-
verordnung erfolgt. Diese längst be-
kannte Altlast, eine unter vielen, sei 
2007 in einer Umweltverträglichkeits-
prüfung untersucht worden, inklusive 
Grundwasseranalysen. Fazit: Im heu-
tigen Altlastenkataster des Kantons ist 
der Auboden lediglich als belasteter 
Standort ohne Überwachungs- und 
Sanierungsbedarf registriert – und 
wird nun deshalb bebaut. Es handle 
sich in keiner Weise um einen Fall  
wie in Schönenbuch, wo tatsächlich 
eine bisher unbekannte Deponie zum  
Vorschein kam (BaZ vom 16. Mai).
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